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Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

über den von den Fraktionen der SPD, FDP eingebraditen 
Entwurf eines Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm in der 
Umgebung von Flughäfen 

— Drucksachen Vl/4 (neu), Vl/1377 — 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm in der Umgebung 

von Flughäfen 

— Drucksachen Vl/7, Vl/1377 — 


Bericht des Abgeordneten Dr. Jenninger 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage ver- 
einbar. 

Er sieht in Lärmschutzbereichen Entschädigungen 
für Bauverbote vor, außerdem Erstattungen für Auf- 
wendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen. 
Zur Zahlung der Entschädigungen sind die Flug- 
hafengesellschaften, als Träger der zivilen Flug- 
häfen, die Bundeswehr und die Stationierungsstreit- 
kräfte verpflichtet. In den beiden letzteren Fällen 
werden die Kosten vom Bund getragen werden 
müssen, im ersten Fall von den Flughafengesell- 
schaften. 

Nach einer vom Bundesministerium der Finanzen 
im Jahre 1968 angestellten Kostenschätzung belau- 
fen sich nach dem Verkehrsaufkommen und den 
Flugzeugtypen im Jahre 1970 die Kosten für die 
Flughafengesellschaften auf etwa 32 000 000 DM und 
nach dem Verkehrsaufkommen und den Flugzeug- 
typen im Jahre 1975 auf etwa 74 000 000 DM; für die 


militärischen Flughäfen auf etwa 117 000 000 DM 
bzw. auf etwa 150 000 000 DM sowie für die natio- 
nalen Flughäfen der Stationierungsstreitkräfte auf 
etwa 8 000 000 DM. Die Gesamtkosten belaufen sich 
also je nach dem Verkehrsaufkommen zwischen 
157 000000 DM und 232000000 DM. Im Finanzplan 
für den Einzelplan 14 und für Maßnahmen im Bereich 
von Flughäfen der Bundeswehr und der NATO sind 
in Kap. 14 12 Tit. 893 31 68 000 000 DM eingestellt, 
die ausreichen werden, den Finanzbedarf bis zum 
Jahre 1974 zu decken. Für die Flughäfen der Sta- 
tionierungsstreitkräfte sind die Kosten von etwa 
8 000 000 DM zwar nicht ausdrücklich veranschlagt, 
sie werden aber im Rahmen des Einzelplans 35 auf- 
gefangen werden können. 

Soweit der Bund an den zivilen Flughafengesell- 
scbaften beteiligt ist, werden die Mehrkosten im 
Rahmen der Beteiligungen an den Gesellschaften 
bereitgestellt werden müssen. Das wird durch die 
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Fortschreibungen der mittelfristigen Finanzplanung 
geschehen. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Innenausschuß vorgeschlagenen Fassung des Gesetz- 
entwurfs. 

Mit der Vorlage des Schriftlichen Berichts — 
Drucksache VI/1377 — wird der Antrag der Fraktion 
der CDU/CSU — Drucksache VI/7 — für erledigt 
erklärt. 


Bonn, den 11. November 1970 


Der Haushaltsausschuß 


Leicht 

Vorsitzender 


Dr. Jenninger 

Berichterstatter 



